
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 

Nr. 10/S. 89 Sonn, den 8. Februar 1977 

Deutsch-französische Konsultationen 

Am 3. und 4. Februar 1977 in Sonn 

Gemeinsame Erklärung 

1. 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesregie­
rung teilt mit: 

Der Präsident der Französischen Republik, Valerie 
G i s c a r d d' Es t a in g, und der Bundeskanzler der 
Bundesrepublik Deutschland, Helmut Sc h m i d t, er­
klären nach Abschluß ihrer Konsultationen: 

Die zwei Regierungen drücken ihren gemeinsamen 
Willen aus, daß die Verbreitung nuklearer Waffen nicht 
begünstigt werden sollte. 

Sie sind sich dessen bewußt, daß dadurch Probleme 
für die Länder entstehen könnten, die für ihre Entwick­
lung Nuklearenergie brauchen. 

Sie haben ihre Meinungen über ihr jeweiliges Inter­
esse ausgetauscht, diese Länder auf dem Gebiet der 
friedlichen Nutzung der Nuklearenergie technologisch 
und industriell zu versorgen. 

Der Meinungsaustausch soll weitergeführt werden. 

2. 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland und 
die französische Regierung haben den Wunsch, daß 
die Gemeinschaft 1978 den Weg zur Wirtschafts- und 
Währungsunion - eine notwendige Durchgangsstation 
auf dem Weg zur Europäischen Union - wiederaufneh­
men möge. Sie hoffen, daß die von mehreren Mit­
gliedsstaaten in Gang gesetzte Politik zur Wieder-
ankurbeJung der Wirtschaft dazu beitragen wird. · 

ln der Überzeugung, daß die Konvergenz der jeweili­
gen konjunkturellen Entwicklung die Voraussetzung 
für eine engere wirtschaftliche und währungspolitische 
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Solidarität zwischen den Mitgliedsländern der Gemein­
schaft ist, haben sie vereinbart, ihre Konsultationen 
mit dem Ziel einer besseren Koordinierung der Ziel­
setzungen und Mittel . ihrer jeweiligen Wirtschaftspoli­
tik im Rahmen der Regeln der Gemeinschaft und der 
Orientierungen durch die Organe der Gemeinschaft zu 
verstärken. 

Sie haben die Absicht, im Europäischen Rat bis spä­
testens Ende 1977 Vorschläge zu einer tatsächlichen 
Harmonisierung der Wirtschaftspolitiken der Mitglied­
staaten zu unterbreiten. 

Unterzeichnungzweier Abkommen 

Das Bundesministerium des lnnern teilt mit: 

Bundesinnenminister Prof. Dr. Werner M a i h o f e r 
und der französische Innenminister Michel 
Po n i a t o w s k i haben an läßlich der deutsch­
französischen Konsultationen in Paris Abkommen 
über die gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen 
oder schweren Unglücksfällen und über die Zusam­
menarbeit der Polizeibehörden im deutsch-franzö­
sischen Grenzbereich unterzeichnet. 

1. Katastrophenhilfe-Abkommen 

Das Katastrophenhilfe-Abkommen sieht vor, daß Hilfe 
auf Anforderung des betroffenen Partners durch die 
Entsendung von Hilfsmannschaften geleistet wird, die 
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je nach Lage des Falles in der Bekämpfung von Groß­
bränden (z. B. Waldbränden), chemischen Gefahren, 
in der Sanitätshilfe sowie Bergung oder in behelfs­
mäßiger Instandsetzung ausgebildet sind, und die 
auch über das notwendige Spezialgerät verfügen. Im 
übrigen enthält das Abkommen Bestimmungen über 
den erleichterten Grenzübertritt, die Einsatzleitung 
im Katastrophenfall und über die Zusammenarbeit zur 
Verhinderung von Katastrophen. Die Kosten der Hilfe­
leistung werden vom helfenden Partner getragen; nur 
bei besonders kostspieligen Einsätzen von Flugzeugen 
werden die Kosten zur Hälfte geteilt. 

Minister Maihofer wies bei der Unterzeichnung des 
Abkommens darauf hin, daß sich Frankreich und 
Deutschland auch schon in der Vergangenheit gegen­
seitig Katastrophenhilfe geleistet haben - bisher 
allerdings ohne vertragliche Grundlage. Er erinnerte 
in diesem Zusammenhang an den Einsatz französi­
scher Löschfahrzeuge bei den Waldbränden in der 
Lüneburger Heide. Die gegenseitige Hilfeleistung be­
treffe insbesondere den deutsch-französischen Grenz­
bereich, sei aber keineswegs darauf beschränkt. 

Minister Maihofer begrüßte es, daß die vor mehr als 
15 Jahren aufgenommenen Kontakte zwischen 
Deutschland und Frankreich nunmehr ihren erfolg­
reichen Abschluß in diesem Vertrag gefunden hätten, 
der als Mustervereinbarung für ähnliche Abkommen 
mit den anderen Nachbarstaaten der Bundesrepublik 
Deutschland angesehen werden könne. 

2. Abkommen über die Zusammenarbeit 
der Polizeibehörden 

Das Abkommen über die Zusammenarbeit der Polizei­
behörden im deutsch-französischen Grenzbereich soll 
ein noch eng~res Zusammenwirken der deutschen 
und der französischen Polizei im beiderseitigen Grenz­
bereich bei der Verbrechensverhütung und der Ergrei­
fung von Straftätern gewährleisten. Zu diesem Zweck 
sieht es einen unmittelbaren Informationsaustausch 
auf örtlicher Ebene, gegenseitige Unterstützung und 
Beratung sowie regelmäßige Besprechungen der lei­
tenden Beamten der Polizeibehörden beiderseits der 
Grenze vor. Das Abkommen ergänzt die im Rahmen 
von Interpol bereits bestehende Zusammenarbeit. 

Minister Maihafer bezeichnete das Abkommen als 
einen ersten Schritt in Richtung auf eine umfassende 
Vereinbarung über alle Bereiche der polizeilichen Zu­
sammenarbeit, die nicht nur für die Polizeibehörden im 
Grenzbereich, sondern für die gesamte Polizei beider 
Staaten gelten soll. Über entsprechende Vorschläge 
würden in Kürze weitere Gespräche geführt. Maihafer 
gab der Hoffnung Ausdruck, daß ein solches umfas­
sendes deutsch-französisches Polizeiabkommen An­
stoß für den Abschluß einer allgemeinen Polizeikon­
vention zwischen allen Mitgliedstaaten der Euro­
päischen Gemeinschaft sein könne, für die es bereits 
konkrete Ansatzpunkte gebe. 
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Erklärung der Bundesregierung 
zur Errichtung von Kernkraftwerken 

Zu den geplanten Demonstrationen in Brokdorf 

I. 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesregie­
rung teilt mit: 

Die Bundesregierung veröffentlichte am 4. Februar 
1977 zu den am 19. Februar 1977 in Brokdorf vor­
gesehenen Demonstrationen gegen die Errichtung 
eines Kernkraftwerkes folgende Erklärung: 

ln der Bundesrepublik Deutschland hat jeder Bürger 
und jede Gruppe von Bürgern das Recht, die Energie­
politik einer Landesregierung oder der Bundesregie­
rung abzulehnen und gegen den Bau von Kraftwerken 
zu protestieren. Das Grundrecht der freien Meinungs­
äußerung schließt Proteste und Demonstrationen ge­
gen staatliche Maßnahmen ein. Dieses Grundrecht be­
rechtigt aber niemanden zur Gewaltanwendung, zum 
Angriff auf Polizeibeamte oder andere Bürger oder zur 
Zerstörung von öffentlichem und privatem Eigentum. 

Die Bundesregierung beobachtet mit Sorge, daß in 
Brokdorf neue gewalttätige Auseinandersetzungen 
wegen der vorgesehenen Errichtung eines Kernkraft­
werkes drohen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß gewalt­
tätige Auseinandersetzungen nichts zur Lösung der 
schwierigen Fragen beitragen können, die mit dem 
Ausbau der friedlichen Nutzung der Kernenergie zu­
sammenhängen. 

Die Bundesregierung appelliert deswegen an alle Bür­
ger und Bürgerinitiativen, sich bei künftigen Demon­
strationen in Brokdorf oder anderswo jeder Gewalt­
anwendung zu enthalten. Die Bürger sollten sich auch 
der Gefahr bewußt sein, daß ihr Grundrecht auf freie 
Meinungsäußerung von terroristischen Gruppen und 
militanten Feinden unserer Verfassung mißbraucht 
werden könnte. Die Bürgerinitiativen, die von ihren 
Grundrechten auf gewaltlose Weise Gebrauch machen 
wollen, müssen sorgfältig überlegen, ob sie nicht 
wegen des geplanten Mißbrauchs der für den 19. Fe­
bruar 1977 vorgesehenen Demonstration durch solche 
terroristischen Gruppen und militante Feinde unserer 
Verfassung von einer weiteren Demonstration auf dem 
Baugelände des Kernkraftwerkes Brokdorf absehen 
sollten. Die Bundesregierung begrüßt ausdrücklich die 
Erklärung der Kirchenleitung der Nordelbischen Evan­
gelisch-Lutherischen Kirche, die alle Beteiligten zur 
Gewaltlosigkeit ermahnt. 

II. 

Die Politik der Bundesregierung beim Ausbau der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie ist in der Regie­
rungserklärung des Bundeskanzlers vor dem Deut­
schen Bundestag vom 16. Dezember 1976 eindeutig 


